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Eberhard Thiel

Überfrachtete 
Steuerreform

Die aktuellen Bennühungen der 
Steuerpolitik um eine günstige­

re Gestaltung der für das Wachstum 
relevanten Rahmenbedingungen 
gebieten insbesondere, den Lei­
stungswillen und die Leistungsfä­
higkeit der Steuerpflichtigen durch 
eine Verminderung der Belastung 
durch die Einkommen- und Lohn­
steuer zu stärken. Im Mittelpunkt 
steht eine Revision des Einkom­
mensteuertarifs. Erforderlich ist da­
bei eine zumindest teilweise Besei­
tigung der inflationsbedingten heim­
lichen Steuererhöhungen und eine 
Verminderung der Steuerprogres­
sion für mittlere Einkommensgrup­
pen, d. h. eine Senkung der in die­
sen Tarifteilen stark steigenden 
Grenzsteuersätze.

Der Zeitpunkt der Inkraftsetzung 
eines solchen Reformwerks und die

künftige wirtschaftliche Entwicklung 
entscheiden darüber, wieviel des 
aufgrund dieser Reform geschätz­
ten Einnahmeausfalls von etwa 20 
Mrd. DM hingenommen werden 
kann. In der Diskussion werden An­
teile zwischen 40 und 50 % ge­
nannt. Beträchtliche Teile des Ein­
nahmeverzichts werden aber wohl 
durch Steigerungen der Einnahmen 
an anderer Stelle zu kompensieren 
sein. So ist erneut von einer Anhe­
bung der Mehrwertsteuer und von 
einer erhöhten Belastung im Rah­
men der Tabak- und Mineralölsteu­
er die Rede. Dabei ist zu bedenken, 
daß auch diese als Kompensation 
angebotenen Steuererhöhungen 
die unternehmerische Dynamik 
hemmen und die ebenfalls zu be­
rücksichtigende Leistungsfreude 
der privaten Haushalte in der Schat­
tenwirtschaft noch stimulieren 
könnten.

Von einigen Diskussionsteilneh­
mern wird auch die Zuversicht ver­
breitet, weitere Teile der Einnah­
menverluste durch einen Abbau 
von Subventionen auszugleichen. 
Angesichts der gerade wieder be­
schlossenen Fortsetzung kostspie­
liger Subventionsprogramme kann 
dieser Optimismus nicht geteilt wer­
den.

Die geringe Nettoentlastung und 
der wahrscheinlich späte Zeitpunkt 
ihrer Realisierung sind zu beklagen. 
Die Verzögerung bei der Verab­
schiedung der Reform des Einkom­
mensteuertarifs ist in erster Linie 
nicht auf einen Streit um den Tarif­
verlauf oder auf Auseinanderset­
zungen um den Subventionsabbau 
zurückzuführen, sondern auf eine 
Verknüpfung dieser Reform mit der 
künftigen Ausgestaltung der Fami­
lienpolitik. Das hohe politische Ge­
wicht, das diesem staatlichen Auf­
gabenbereich zugemessen wird, 
und der wohl auch vermutete enge 
Zusammenhang zwischen verfüg­
barem Einkommen und generati­
vem Verhalten der deutschen Be­
völkerung in den nächsten Jahren 
führten zu der Forderung nach einer

über den Etat zu erreichenden Ent­
lastung der Eltern.

Verbindungen zwischen der Ta­
rifreform und einer fiskalischen Fa­
milienpolitik gibt es auf mehreren 
Ebenen. So ist es bisher nicht ge­
klärt, ob höhere -  für alle Einkom­
mensgruppen gleiche -  Kindergeld­
zahlungen geleistet oder ob -  in ih­
rer Auswirkung von der Progression 
abhängige -  höhere Kinderfreibe­
träge in das Reformprogramm auf­
genommen werden sollen. Je höher 
die Entlastung der Eltern ausfällt, 
desto höher ist die Etatbelastung 
und um so mehr müßte das Wachs­
tum anderer Ausgaben sinken oder 
die geplante Verringerung der Steu­
erbelastung reduziert werden. Die­
ser Zusammenhang ist -  wenn 
auch mit unterschiedlichem Ge­
wicht -  auch bei anderen Politikbe­
reichen gegeben und bei der Ein­
nahmenplanung zu berücksichti­
gen. So würden Änderungen in der 
steuerlichen Behandlung des Woh­
nungseigentums und die geforderte 
Entlastung der Unternehmen von 
ertragsunabhängigen Steuern ge­
nau wie die Familienpolitik den 
Spielraum für allgemeine Steuer­
senkungen verändern. Wenn die 
Tarifreform erst spät in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre realisiert 
werden könnte, wären darüber hin­
aus wohl noch weitere Programme 
und Anregungen für Umschichtun­
gen im Etat zu berücksichtigen.

Das Schicksal einer als wachs­
tumspolitisches Signal verstande­
nen und daher schnell zu verwirkli­
chenden Tarifkorrektur darf aber 
nicht von der Lösung aller etatrele­
vanten Probleme aus anderen Poli­
tikbereichen abhängig gemacht 
werden. Finanzielle Spielräume 
müssen immer wieder neu geschaf­
fen werden. Die Stärke einer Exeku­
tive zeigt sich gerade in Zeiten einer 
restriktiven Budgetpolitik in ihrer Fä­
higkeit, Prioritäten zu formulieren 
und ihre Durchsetzung nicht durch 
eine unnötige Überfrachtung eines 
wichtigen Elements gefährden zu 
lassen.
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